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Fahrendekommenbei
Bauern undGemeindenunter
Kanton Das Bereitstellen von Standplätzen für Fahrende ist imKanton Schwyz ein ungelöstes

Problem. Aktuell bekommen die Fahrenden die Plätze unter derHand.

Andreas Seeholzer

Viele Fahrende weichen aufgrund der
fehlenden Durchgangsplätze auf soge-
nannte Spontanhalte aus. Oft erfolgen
solche Halte über Jahre am selben Ort,
und die Grundeigentümer kennen die
Fahrenden persönlich. Im Kanton
Schwyz besteht der Vorteil, dass das vo-
rübergehende Aufstellen vonWohnwa-
gen für Fahrende klar geregelt ist. Ge-
stützt auf das kantonale Planungs- und
Baugesetz, kann die Gemeinde Fahren-
dendasAufstellenvonWohnwagenund
deren Benützung ausserhalb von Cam-
pingplätzen an geeigneten Standorten
gestatten.Eine2015beidenGemeinden
durchgeführteUmfragehatgezeigt, dass
diesehierzuwenn immermöglichHand
bieten.

Und auch die Schwyzer Bauern bie-
tenHand. ImJuli 2016hatdasVolkswirt-
schaftsdepartementdieSchwyzerLand-

wirte angeschrieben. Es hat sie mit
einem Merkblatt bedient, das speziell
aufdieMöglichkeit der Spontanhalte für
Fahrende aufmerksam macht. Das
Merkblatt ist auch auf der Internetseite
der Bauernvereinigung aufgeschaltet.
«Uns ist es wichtig, dass Landwirte, die
Fahrenden einen Platz zur Verfügung
stellen, die rechtlichenGrundlagendar-
über kennen», sagt Bauernsekretär
Franz Philipp.

Landwirte, die sporadischPlätze zur
Verfügung stellen,wollen aber nicht auf
einer Liste erscheinen.Denn in derVer-
gangenheit ist es zu Anfeindungen ge-
kommen, wenn ein Landwirt sein Land
zurVerfügunggestellt hat –dieNachbarn
hatten nicht immer Freude daran. Den-
noch finden die Fahrenden immer wie-
der Gehör bei den Landwirten, haben
ihre Kontakte. Die Bauern kennen die
Fahrenden, die regelmässig bei ihnen
haltmachen. «Zudem funktioniert die

Mund-zu-Mund-Propaganda, sodassdie
Landwirte immer wieder Anfragen von
neuen Gruppen erhalten und auch hier
wenn möglich zusagen», heisst es in
einem zusammenfassenden Schreiben
des Kantons.

Platz inderWeglosen
wurdenichtangenommen

Der Kanton hat den gesetzlichen Auf-
trag, Fahrenden Plätze zu Verfügung zu
stellen.Darumwurde2010dasKonzept
«Fahrende imKanton Schwyz» erstellt.
Darin heisst es, dass seit vielen Jahren
derDurchgangsplatz anderRatenstras-
se inFeusisbergzurVerfügungstehe,wo-
bei dieser über keine Infrastrukturen
verfüge.Entsprechendseltenwirder ge-
nutzt. Ein Ausbau ist nicht möglich, da
der Platz von Moorlandschaften und
Wald umgeben ist. Die kantonale Zu-
sammenstellungder aktuellenSituation
zeigtweiter, dassdieFahrenden imKan-

tondennoch immerwiederMöglichkei-
ten für einen Halt finden. So zum Bei-
spiel anlässlich der Wallfahrt in Einsie-
deln. Hier stellen der Bezirk sowie das
KlosterEinsiedelndenFahrenden jedes
Jahr grössere Landflächen zur Verfü-
gung. Zudem stellt eine Privatperson
einen kleinen Platz in Rothenthurm zur
Verfügung.

Der Parkplatz derHoch-Ybrig AG in
derWeglosen ist von den Fahrenden im
April 2014 anfänglich rege genutzt wor-
den. ImSommer 2014 ist dieNachfrage
aber zurückgegangen, mit der Begrün-
dung,derPlatz sei zuabgelegen.AlsFol-
gedavonhabendieEigentümerdie tech-
nischen Installationenwieder abgebaut.
OhnegesicherteGrundauslastung sei es
für die Bahnbetreiber nicht interessant,
die erforderlichen Infrastrukturenwäh-
renddenSommermonatenbereitzuhal-
ten und den Platz entsprechend zu ver-
mieten.

Kandidat brauchtUnterstützung aus derWahlgemeinde
Kanton Nach knapp einem Jahr legt das Verwaltungsgericht nun fest: Dass dieGemeinde Riemenstalden die Kantonsratswahlliste

derGrünen, der SP und derUnabhängigenmit einem auswärtigenKandidaten als ungültig erklärt hat, war rechtens.

Ziemlichgenauein Jahr ist esher, seit im
KantonSchwyzderneueKantonsrat ge-
wählt wurde, zahlreiche Sitzungenwur-
den in der neuen Konstellation bereits
abgehalten und Geschäfte bearbeitet.
Dochdie Justiz beschäftigte sichbisheu-
temitdenWahlenvomMärz2016.Noch
ausstehendwarnämlichbis vorKurzem
ein Entscheid des Verwaltungsgerichts,
ob die Ungültigerklärung der Wahlliste
von SP, Grünen und Unabhängigen
durch die Gemeinde Riemenstalden
rechtenswar (der «Bote» berichtete).

DieListemiteinemauswärtigenKan-
didaten wurde damals von der Gemein-
deRiemenstaldenalsungültigerklärtmit
der Begründung, dass sie nicht mittels
fünfUnterschriftenvonStimmberechtig-
ten aus der Gemeinde zustande gekom-

men war. Das Kantonsratswahlgesetz
schreibt vor, dass einWahlvorschlagvon
mindestens fünf Stimmberechtigtenpro
TausendEinwohner (insgesamtabervon
maximal 25 Stimmberechtigen) unter-
schriebenwerdenmuss.Umstrittenwar,
ob auch Unterschriften ausserhalb der
entsprechenden Gemeinde als gültig zu
betrachten sind.

Verwaltungsgerichtmusste
Entscheid fällen

Toni Reichmuth, Präsident der Grünen
Kanton Schwyz, erhob damals gleich
doppelt Beschwerde gegen den Ent-
scheid des Riemenstaldner Gemeinde-
rats: einmal beim Bundes- und einmal
beim Verwaltungsgericht. Ersteres sis-
tierte die Behandlung der Beschwerde

solange, bis das kantonale Gericht ent-
schieden hatte, ob es auf die Beschwer-
de eintritt oder nicht. Das tat es nicht,
und so zogReichmuthdiesenEntscheid
wiederumansBundesgerichtweiter. Im
August 2016 entschied dieses, dass das
Verwaltungsgericht zuständig ist unddie
Beschwerde behandelnmuss.

Beschwerdeabgewiesen –
Gemeindehat rechtensgehandelt
Nun liegt endlicheinEntscheiddesVer-
waltungsgerichts vor: Es hat die Be-
schwerde von Reichmuth abgewiesen.
Die Ungültigerklärung der Wahlliste
durch dieGemeindeRiemenstalden sei
rechtens gewesen.

In seiner Begründung unterstreicht
dasVerwaltungsgericht vorallemdievon

den Beschwerdeführern angefochtene
Bestimmung,wonacheineWahlliste von
mindestens fünf in der entsprechenden
Gemeinde stimmberechtigtenPersonen
unterschriebenwerdenmuss.

Finden sich keine fünf Personen in
einem Wahlkreis, die einen Wahlvor-
schlag unterstützen, dränge sich der
Schluss auf einnicht vorhandenesWäh-
lerpotenzial imWahlkreis auf, erklärtdas
Verwaltungsgericht. Zudem bestehe im
Kanton Schwyz eine örtlich enge Ver-
bundenheit zwischenWählern und Ge-
wählten – was insbesondere in kleinen
Gemeinden zutreffe. Die Kantonsrats-
wahlen seien deshalb keine reinen Par-
teiwahlen, sondern die kandidierenden
Personen würden im Vordergrund ste-
hen. Weiter führt das Gericht aus, dass

dadurch, dass für Kandidierende keine
Wohnsitzpflicht im Wahlkreis besteht,
ihre Verankerung in derWahlgemeinde
dafür durch die Unterstützung von
Stimmberechtigten imWahlkreis sicher-
gestellt werde.

EndlichGrundsatzentscheid für
zukünftigeWahlen

DerRegierungsrat schreibt in einerMit-
teilung, dass er den Entscheid des Ver-
waltungsgerichts mit Genugtuung zur
Kenntnis nehme, «da damit eine recht-
licheKlärung für zukünftigeWahlenver-
bunden ist unddie InteressenderKlein-
gemeinden im Kanton Schwyz gewahrt
werden».

Nadine Annen

Luchse imTierpark
inQuarantäne

Goldau/Lausanne Ein Luchs aus der
Waadt ist für ein europäisches Wieder-
ansiedlungsprogrammeingefangenund
in einemReservat inRheinland-Pfalz in
Deutschland freigelassenworden. Zwei
weitere Luchse aus derWaadt befinden
sich noch in der Quarantänestation
beim Tierpark Goldau im Kanton
Schwyz. Sie könnten ebenfalls nach
Deutschland oder nach Österreich ge-
bracht werden.

Die Schritte erfolgen im Rahmen
eines europäischenWiederansiedlungs-
projekts, das inverschiedenenRegionen
überlebensfähige Luchs-Populationen
schaffen soll. In der Waadt gibt es rund
30 ausgewachsene Luchse, die Hälfte
davon lebt imWaadtländer Jura. (sda/cc)

2015 hatten sich im Seemattli in Seewen Fahrende eingerichtet. Archivbild: Christoph Clavadetscher

WWFSchwyz für
Herdenschutz

Kanton Im Jahresbericht des WWF
Schwyzwird bekannt gegeben, dass
mansich inArbeitsgruppen,mit Sen-
sibilisierungskampagnen und in der
Öffentlichkeit fürLösungen imHer-
denschutz einsetzt. «Ein verbesser-
terHerdenschutzverkleinertdieVer-
luste und das Leiden auch bei Scha-
fen, welche nicht direkt vom Wolf
bedroht sind», schreibt der WWF
Schwyz. (nic)

NeueGesetze für
Gastrosektionen

Innerschwyz Gastro Küssnacht und
Gastro Innerschwyzgehenheuerge-
meinsameWege undwerden am27.
März eine gemeinsameGeneralver-
sammlung halten. Im Jahresbericht
wirdvor allemdieAnpassungandas
neue Lebensmittelgesetz eingegan-
gen. (sz)

Dorfplatz für
Anlässe nutzbar

Morschach Wie die Gemeindever-
waltung Morschach schreibt, stehe
der bei der Kirche errichtete Dorf-
platzderBevölkerungzurVerfügung
undkönneauch fürVeranstaltungen
und Anlässe genutzt werden. Eine
Reservation könne bei der Gemein-
deverwaltung Morschach einge-
reicht werden. Informationen zu
Preisen sind ebenfalls bei der Ge-
meindeverwaltung einzuholen. (sz)
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